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ber Aufschwung verstärkt sich 
~»e Regierung Helmut Kohl hat einen neuen Anfang in der Politik 
flacht. Sie hat die Weichen für Wirtschaftswachstum, Beschäfti- 
jUn§ und soziale Sicherheit gestellt. Die Erfolge seit dem Regie- 
.Ungswechsel vor fünf Monaten belegen, es geht wirtschaftlich wie- 
.er aufwärts in Deutschland, der wirtschaftliche Aufschwung, der 
,ch seit Herbst letzten Jahres abzeichnete, verstärkt sich auf brei- 

*r Front: 
^ die Bürger und die Wirtschaft fassen immer mehr Vertrauen, 

* die Sparmaßnahmen der Bundesregierung zeigen positive Wir- 
^ kungund 

* der wirtschaftliche Aufschwung setzt sich nachhaltig fort. 

Jj*e verfehlte Politik der SPD hat in der Vergangenheit einen tiefen Pessimismus 
*Hin • Wir*schaft und Bürgern entstehen lassen. Diese pessimistische Grundströ- 
des i ist seit dem Regierungswechsel durchbrochen. Seitdem hat sich nach Ansicht 
ei 'nstituts für Demoskopie der Abwärtstrend „auf geradezu sensationelle Weise in 
kUnMufwärtstrend verwandelt". Immer mehr Bürger sehen mit Zuversicht in die Zu- 

; das gilt auch für die Wirtschaftsentwicklung. 

*e Sparmaßnahmen der Bundesregierung 
Seic   • 

§en positive Wirkung: 
des

e Mark gewinnt sowohl im Verhältnis zu den wichtigsten Handelspartnern der Bun- 
te^ Pub'ik Deutschland wie auch gegenüber dem US-Dollar an Wert. Das bringt Vor- 
iritis den' der im Ausland Urlaub macht und verbessert unsere Olbilanz. Denn wir 
boliSen gut 90 Prozent unseres Ölbedarfs aus dem Ausland importieren und in US- 
ein*    bezahlen. Im Januar 1983 war das Heizöl bereits um 6,1 Prozent billiger als vor 

Ct Jahr- 
l982

majs seit drei Jahren ist die deutsche Leistungsbilanz mit dem Ausland im Jahr 
l982 Nieder positiv. Dies ist auf die Entwicklung in den letzten Monaten des Jahres 
stUn ^lickzuführen. Allein im Dezember 1982 gab es einen Überschuß in der Lei- 
beüt anz von 5 3 Mrd. DM. Auch in der Zahlungsbilanz hat die Bundesrepublik 
tet.  Sch'and erstmals seit vier Jahren einen Überschuß ( + 5,4 Mrd. DM) erwirtschaf- 

üip nh die so,ide und sparsame Haushaltspolitik der Regierung Helmut Kohl konnte 
tut 9eutsche Bundesbank die Leitzinsen um 2 Prozentpunkte senken. Die Kreditinsti- 
j/e haben nachgezogen und ihre Zinsen für Dispositions- und Ratenkredite sowie für 

ypothekendarlehen verbilligt. 
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Das hat zu einem starken Anstieg der Hypothekenzusagen der Pfandbriefinstitute J> 
der Sparkassen geführt. Besonders lebhaft war die Entwicklung in den letzten drei M 
naten des Jahres 1982 mit Steigerungsraten von +69 Prozent bei den Pfandbrief"15 

tuten und +92 Prozent bei den Sparkassen. 
Niedrige Zinsen bedeuten auch: 
Privaten Investoren wird es leichter, neue Arbeitsplätze zu schaffen. 2 Prozent wefl'g 
Zinsen bringen dem Bürger und der Wirtschaft zwischen 14 und 16 Mrd. DM- 

Für fast 400000 Sozialmieter gehen die Mieten runter — bis zu 80 Pfennig pro Qjyj 
dratmeter. Das macht je nach Finanzierung und Größe der Wohnung bis zu 60,— v 

im Monat weniger Miete. 
Der Bau eines Eigenheims wird billiger. Betragen die Gesamtkosten 350000,— D^Ji 
wie sie dem Durchschnitt entsprechen — und liegt die Fremdfinanzierungsquote 

80 Prozent, dann führt die Senkung der Zinsen um 2 Prozentpunkte zu Kostenei"s" 
rungen von jährlich 5600,— DM oder monatlich 466,— DM. 
Auch die Anschaffung von Gütern des täglichen Lebens wird billiger. Dies gilt f"r ". 
Kauf eines Autos, für den Kauf von Möbeln und anderer hochwertiger Gebraucht 
ter, wenn sie mit Krediten finanziert werden. .* 
Erstmals seit fast vier Jahren sind die Lebenshaltungskosten in der Bundesrep"r' 
Deutschland um weniger als 4 Prozent angestiegen: Im Januar 1983 lag die PreisstdK 
rungsrate bei 3,9 Prozent. Allein seit dem Regierungswechsel ist der Preisanstieg 
einen ganzen Prozentpunkt zurückgegangen. Das heißt: 
• mehr reale Kaufkraft, die Hausfrau kann mit ihrem Geld mehr einkaufen; 
• steigende Absatzchancen im In- und Ausland und damit gesicherte Arbeitsplan 
• die Löhne und Gehälter gewinnen an Wert; 
• und: stabile Preise sind wichtig, damit die Zinsen weiter sinken. 
Die Renten und das Arbeitslosengeld sind wieder sicher. Die Renten werden w'eglle 
plant am 1. Juli 1983 um 5,6 Prozent erhöht, keine Rente wird gekürzt. Wenn die " .fi 
Regierung nicht sofort gehandelt hätte, wäre die Rentenversicherung spätestens 
August 1983 zahlungsunfähig gewesen. Ohne die Sofortmaßnahmen der Bundesrat, 
rung, die durch die SPD-Politik erzwungen worden sind, wäre die Bundesanstalt 
Arbeit 1983 mit über 13 Mrd. DM ins Defizit geraten: 

Noch nicht einmal das Arbeitslosengeld wäre bei der SPD gesichert gewesen. 
Die Kostendämpfung im Gesundheitswesen zeigt Erfolg: Über 200 Krankenkasse" 
ben Anfang 1983 ihre Beitragssätze gesenkt. 

Der wirtschaftliche Aufschwung 
hat auf breiter Front eingesetzt 
Nach Jahren wirtschaftlichen Stillstands und Rückgangs haben wir in diesem ' )e 
erstmals wieder Wachstum. In der zweiten Hälfte des Jahres 1983 wird sich das r   fl 
Bruttosozialprodukt um ca. 2,5 Prozent erhöhen. Nach Meinung des Vizepräside    f 
der Deutschen Bundesbank, Schlesinger, kann der wirtschaftliche Aufschwung s * 
noch stärker ausfallen. 
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ÄVS der Industrie kommen deutliche Signale einer Belebung zum Jahresende 1982: 
le Aufträge nahmen zu, die Produktionspläne werden wieder aufgestockt. 

Vh °Vember und Dezember 1982 nahm der Auftragseingang im verarbeitenden Ge- 
bra ,Um +7,5 Prozent, im Investitionsgüterbereich um +15 Prozent und im Ver- 
die • s8ütergewerbe um +3 Prozent zu. Auch im Groß- und Einzelhandel haben sich 
f0 

lm November festzustellenden Erholungstendenzen über den Dezember hinaus 
dCr pjs?t2t- Dies wird 1983 zusammen mit den fallenden Zinsen zu einem Abklingen 
unci 'e.iten-Welle führen. Dies erwartet auch der Präsident des Deutschen Sparkassen- 
Ö   ^iroverbandes, Helmut Geiger. 
fi}r

S,^°hnungsbauprogramm der Regierung Helmut Kohl zeigt Wirkung. Die Hilfen 
Schrfu Wohnungsbau kommen an. Das stellt Bremens SPD-Bürgermeister, Hans Ko- 

, , lcK fest: 
b<*Ua7U^ aber auch herausstellen, daß die jetzige Bundesregierung mit ihren Wohnungs- 
y>ir!!»täten eine wesentlicne Unterstützung der brachliegenden Bauwirtschaft geben 

i.a|jken, Sparkassen und Bausparkassen melden stürmische Nachfrage nach der staat- 
'chen Zinsverbilligung von 2,5 Prozentpunkten für Bausparzwischenkredite. Dieses 

j,    r°gramm ist bundesweit bereits zu mehr als 60 Prozent belegt. 
s Riht   • l)ei   

le|ne Flut von Bauanträgen. In vielen Bundesländern hat sich von Oktober bis 
gan i 1982 die Zahl der Bauanträge zwischen 50 und 120 Prozent erhöht. In Stutt- 
gleicuag die Zahl der Bauanträge im Januar 1983 um 50 bis 60 Prozent höher als im 

e*emK Zei.traum des Vorjahres. Auch Düsseldorf meldet einen Bauboom. Allein im 
Sei* A 8'ngen 650 Anträge beim Bauordnungsamt ein. 
Em an8 Dezem°er wurden Anträge für 55 000 neue Wohnungen gestellt. 
•^ke1^ Seit 5 Janren zeichnet sich nach Meldungen des Verbandes Deutscher Hypo- 
bau Ranken jetzt auch ein deutlicher Anstieg der Investitionen im Mietwohnungs- 

MM 
Chancen fur die Jugendlichen haben sich verbessert. Die Jugendarbeitslosigkeit 

Hei abgebaut- Dies ist das Ergebnis des persönlichen Einsatzes von Bundeskanzler 
'»nut Kohl bei den Verbänden der Wirtschaft und des Handwerks. 

8enjfjd^n Jugendlichen ist eine Lehrstelle da. Die Wirtschaft wird für 1983 für alle Ju- 
V°n A   v?' die ausbildungsbereit und ausbildungsfähig sind, eine ausreichende Zahl 
*usätU.     dungsplätzen anbieten. 
Uhrst11,^ Zu dem Bestand von Ausbildungsplätzen (655000) werden 30000 neue 
Dje v,! en v°n der Wirtschaft zur Verfügung gestellt. 
Hl   irtschaft wird jungen Arbeitslosen, die ohne abgeschlossene Berufsausbildung 
Sinriokmö8licnen, ein berufsorientierendes Jahr in Betrieben und in überbetrieblichen 
Djese ^

tungen zu absolvieren. 
% dj

e y*ten belegen: 
% d>

e ^versieht in eine bessere Zukunft unseres Landes wächst; 
aü

e Sparmaßnahmen der Bundesregierung zahlen sich für den einzelnen Bürger 

* der' • wuischaftliche Aufschwung setzt sich verstärkt fort. 
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13 Jahre SPD-Politik haben unserem Land Massenarbeitslosigkeit, eine gigan ^-pp 
Staatsverschuldung und über 100000 Firmenpleiten beschert. Das beweist, d'e 

versteht nichts von Wirtschaft und kann mit dem Geld der Bürger nicht umgehen- 
Die SPD und ihr Kandidat haben nichts dazugelernt: In ihrem Wahl program'11^. 
Dortmund setzt die SPD auf staatliche Wirtschaftslenkung, auf unbezahlbare ^ 
sprechungen, auf noch mehr Belastungen für den Bürger und für die Wirtschai • ^ 
noch höhere Staatsverschuldung. Sie will in den nächsten vier Jahren ^J^geief 
Wirtschaft mit über 50 Mrd. DM zusätzlichen Steuern belasten. Das sind die K 
te, mit denen die SPD unser Land in die Krise gebracht hat. ,Q\. 

Auf der Basis dieses Wahlprogramms will der SPD-Kandidat Vogel insbesondere 
gende Maßnahmen ergreifen: d 
• Der SPD-Kandidat Vogel will alle Sparmaßnahmen der Regierung Helmut ,£f 

die zur Gesundung der Staatsfinanzen und der Wirtschaft erforderlich waren, w ^j]- 
rückgängig machen. Gleichzeitig sollen neue nutzlose Strohfeuerprogramme >n ,^i 
liardenhöhe (ca. 50 Mrd. DM) aufgelegt werden. Die Folge: Die Staatsverschu' ^. 
wächst, die Zinsen steigen wieder, es wird weniger investiert, es gibt noch men 

beitslose. -jg 
• Der SPD-Kandidat Vogel will das neue verbesserte Mietrecht wieder rückS'< fC\i 
machen und lehnt die Wohnungsbaupolitik der Regierung Helmut Kohl ab. ^fu/ot1' 
wird der Aufschwung der Bauwirtschaft wieder abgewürgt. Die Folge: 100000 ^ 
nungen weniger, mehr Wohnungsuchende, höhere Mieten, 200000 Arbeitslose 
in der Bauwirtschaft mehr. -.$, 
• Der SPD-Kandidat Vogel will Investitionen für zukunftweisende Techno'Oj^ 
z. B. im Energie- und Medienbereich, blockieren. Die Folge: 50000 neue ArbeitsP yep 
in krisensicheren Berufen werden gar nicht erst geschaffen. Die deutsche Industfl 
liert ihren Weltstandard und wird zweitklassig. ufi 
• Das von Hans-Jochen Vogel angestrebte wachstumsfeindliche rotgrüne j^^af 
würde den sich abzeichnenden wirtschaftlichen Aufschwung abwürgen, die Wrrt al« 
noch mehr belasten, die Staatsverschuldung erhöhen. Die Folge: Wirtschafts*1" ^ 
Dauerzustand, das Ende der sozialen Sicherheit, noch mehr Arbeitslose. Wen ^f- 
Teile der SPD zusammen mit den Grünen wirtschaftliches Wachstum verhindern. 
de die Arbeitslosenzahl in wenigen Jahren auf 5 Mill, ansteigen. .-M? 

Die SPD hat kein Konzept zur Bewältigung der Wirtschaftskrise. Sie hat aus ihren 
ren Fehlern nichts gelernt. ^d 
Es ist klar: Bei der kommenden Bundestagswahl geht es in der Wirtschafts-, Finan 
Sozialpolitik um die Alternative: 

Rückfall in die Wirtschaftskrise mit der SPD 
oder 

Aufschwung mit der CDU 
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